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§ 22 SGB II regelt die Bedarfe für Unterkunft und Heizung. Bei 
beabsichtigten Umzügen soll das Jobcenter vor Abschluss des 
Mietvertrags das Erfordernis eines Umzugs überprüfen und ent-
scheiden, ob eine Zusicherung zur Anmietung neuen Wohnrau-
mes auszusprechen ist. 
 

Rechtliche Grundlage 

Grundsätzlich ist ein Umzugserfordernis an objektive Kriterien 
gebunden, die nachprüfbar sind. Dabei ist zwischen einem all-
gemeinen Umzugserfordernis aus bestehendem Wohnraum und 
einem speziellen Umzugserfordernis aus bestehendem Wohn-
raum in bestimmten neuen Wohnraum zu unterscheiden. 
 

 

Ein allgemeines Umzugserfordernis ist im Einzelfall gegeben, 
wenn objektiv nachvollziehbare Gründe bestehen, die gegen ein 
dauerhaftes Verbleiben im bisherigen Wohnraum sprechen. Das 
allgemeine Umzugserfordernis bezieht sich lediglich auf den bis-
herigen Wohnraum und ist von konkreten Angeboten für neuen 
Wohnraum unabhängig. Maßgeblich ist die Würdigung der aktu-
ellen Wohnverhältnisse. Eine Entscheidung ist teilweise nach 
Aktenlage, jedoch teilweise nur mit Rückfragen bei der Kundin / 
beim Kunden oder unter Einbeziehung Dritter (Sozialdienste, 
ärztliche Dienste) möglich, so dass für die Entscheidung teil-
weise ein längerer zeitlicher Vorlauf erforderlich ist. 
 

Allgemeines Umzugser-
fordernis 

Ein spezielles Umzugserfordernis ist gegeben, wenn ein allge-
meines Umzugserfordernis besteht und die rechtlichen Voraus-
setzungen für die Anmietung eines konkreten Wohnraums vor-
liegen. In der Regel beschränkt sich die Prüfung des speziellen 
Umzugserfordernisses lediglich auf die Prüfung der Angemes-
senheit des anzumietenden Wohnraums und kann in der Regel 
nach Aktenlage ohne weitere Ermittlungen entschieden werden. 
 

Spezielles Umzugserfor-
dernis 

Beide Überprüfungen können grundsätzlich getrennt erfolgen, 
lediglich bei Vorlage eines konkreten Wohnungsangebots ist 
eine gemeinsame Prüfung zwingend erforderlich. 
 

 



 

 

2 

2 

Da Wohnungsangebote nicht dauerhaft freigehalten werden, 
entsteht bei Überprüfung eines speziellen Umzugsbedürfnisses 
ein zeitlicher Druck, der insbesondere dann zu einer Belastung 
führt, wenn die Prüfung des allgemeinen Umzugserfordernisses 
nicht bereits im Vorfeld stattgefunden hat. Negative Entschei-
dungen sind daher häufig beschwerdeträchtig und führen zu An-
trägen auf einstweilige Anordnung beim Sozialgericht, weil auf 
andere Weise eine kurzfristige rechtliche Prüfung nicht gesichert 
ist. 
 

Beschwerdeanfälligkeit 

Zur Vermeidung derartiger Komplikationen sind in den Konstel-
lationen, in denen dies möglich ist, die Prüfschritte jeweils zu 
trennen: 
 

Trennung der Prüf-
schritte 

Bei Vorsprachen in der Eingangszone oder bei schriftlichen An-
fragen im Leistungsbereich ist jeweils ein Antrag mit Begrün-
dung des Umzugserfordernisses ohne konkretes Wohnungsan-
gebot für neuen Wohnraum einzufordern. 
 

Antragserfordernis 

Zur Prüfung des Umzugserfordernisses ist jeweils ein schriftli-
cher Antrag (Anlage 1) einzureichen. Als Orientierungshilfe ist 
ein Informationsschreiben (Merkblatt „Umzug“) auszuhändigen 
(Anlage 2). 
 

 

Im Rahmen des Schnittstellenkonzepts zwischen den Eingangs-
zonen und den Leistungsbereichen erfolgt bei persönlicher Vor-
sprache eine direkte Weiterleitung in den Leistungsbereich. Dort 
wird – sofern möglich – taggleich eine abschließende Entschei-
dung gefällt. Sollte eine abschließende Entscheidung nicht mög-
lich sein, sind die für eine Entscheidung erheblichen Sachver-
halte zu erläutern. 

 

Persönliche Vorsprache 
zur Antragstellung 

Anhand der eingereichten Unterlagen ist das allgemeine Um-
zugserfordernis zu überprüfen. Sofern ein Umzugserfordernis 
nicht erkannt werden kann, ist die Ausstellung einer Zusicherung 
der Mietkosten für neuen Wohnraum begründet abzulehnen (An-
lage 3). 
 

Ablehnung bei nicht vor-
handenem allgemeinem 
Umzugserfordernis 

Bei Feststellung eines Umzugserfordernisses ist ein Schreiben 
über die Anerkennung eines grundsätzlichen Umzugserforder-
nisses auszustellen verbunden mit der Aufforderung, ein konkre-
tes Wohnungsangebot im Rahmen der Angemessenheitskrite-
rien vorzulegen (Anlage 4). 
 

Feststellung eines allge-
meinen Umzugserforder-
nisses 

Nach Vorlage eines konkreten Wohnungsangebotes ist die Ent-
scheidung über die Mietzusicherung zu fällen. Hierfür steht eine 
Berechnungshilfe inkl. Prüfvermerk zur Verfügung (Anlage 5). Im 
Falle einer positiven Entscheidung ist unverzüglich eine Mietkos-
tenübernahme auszustellen (Anlage 6). Im anderen Fall ist ein 
Ablehnungsbescheid zu erteilen. Hierfür stehen im Intranet Vor-
lagen für die verschiedenen Fallkonstellationen zur Verfügung. 
 

Prüfung eines konkreten 
Wohnungsangebotes 

Lediglich in Fällen, in denen bereits bei Antragstellung ein kon-
kretes Wohnungsangebot vorgelegt wird, ist eine zusammenge-
fasste Entscheidung über ein allgemeines und ein spezielles 
Umzugserfordernis zu treffen. 
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Für die Ausstellung einer Mietzusicherung ist der kommunale 
Träger am Ort der neuen Unterkunft örtlich zuständig. Sofern ein 
Zuzug nach Berlin geplant ist, entscheidet das Jobcenter im Be-
zirk der neuen Unterkunft über die Erforderlichkeit des Umzuges 
und die Angemessenheit der Unterkunft. Sofern keine BG-Num-
mer vorhanden ist, entscheidet die Endziffer der Kundennummer 
über das zuständige Leistungsteam. Bei Umzügen innerhalb 
Berlins ist nach wie vor das abgebende Jobcenter für die Prü-
fung zuständig. 
 

Mietkostenzusicherungen 
bei beabsichtigtem Zuzug 
nach Berlin 

Bei einem beabsichtigten Umzug in ein anderes Bundesland ist 
der für den neuen Wohnort zuständige kommunale Träger zu-
ständig.  
Daher ist bei entsprechenden Anträgen auf den kommunalen 
Träger am Ort der neuen Unterkunft zu verweisen (Anlage 7). 
Lediglich die Erforderlichkeit und Angemessenheit von etwaigen 
Umzugskosten sind durch das abgebende Jobcenter eigenstän-
dig zu prüfen. 
 

Verfahren bei beabsich-
tigtem Umzug von Berlin 
in ein anderen Bundes-
land 

Das Prüfergebnis ist in VerBIS zu dokumentieren. Der Prüfbo-
gen sowie die Mietkostenzusicherung bzw. die Ablehnung des 
Antrages ist signiert in die eAkte zu drucken. 
 

Dokumentation 

Im Bereich des SGB II ist in der Regel davon auszugehen, dass 
ein Umzug in Eigenleistung erfolgen kann. In diesem Fall ist bei 
einem Umzug innerhalb Berlins aus Gründen der Vereinfachung 
eine Pauschale in Höhe von 310,00 Euro zu gewähren. Die Pau-
schale setzt sich zusammen aus: 
80,00 Euro für einen Mietwagen inkl. Benzin 
120,00 Euro für Nachbarschaftshilfe 
55,00 Euro für Umzugskartons und 
55,00 Euro für eine Halteverbotszone. 
Mit der Pauschale sind alle anfallenden Kosten abgegolten. 
Bei Umzügen außerhalb Berlins sind die Kosten für den Mietwa-
gen nach Vorlage geeigneter Nachweise ggf. anzupassen. 
 

Umzugskostenpauschale 

In begründeten Ausnahmefällen können die angemessenen 
Kosten für den Umzug durch eine Fachfirma übernommen wer-
den. Die Gründe, die den Umzug durch eine Fachfirma erforder-
lich machen, sind in geeigneter Weise zu belegen bzw. glaubhaft 
zu machen. 
 
Es sind drei vergleichbare Angebote vorzulegen. Dem günstigs-
ten Angebot ist der Vorzug zu geben. Die Übernahme erfolgt 
durch Aushändigung eines Kostenübernahmescheines (Anlage 
8). 
 

Umzug durch eine Fach-
firma 

Wird im Rahmen der Aufnahme einer sozialversicherungspflich-
tigen Beschäftigung ein Umzug erforderlich, sind die Umzugs- 
und die ggf. anfallenden Trennungskosten aus dem Vermitt-
lungsbudget zu übernehmen. Die Abwicklung erfolgt in diesem 
Fall über den Bereich Markt und Integration. Leistungen aus 
dem Vermittlungsbudget sind vorrangig gegenüber den Leistun-
gen nach § 22 bzw. einer Absetzung als Ausgabe nach § 11b 
SGB II. Lediglich eine erforderliche Mietsicherheit kann nicht aus 
dem Vermittlungsbudget finanziert werden. Sollte diese nicht 

Umzugs- und Trennungs-
kosten im Rahmen einer 
Arbeitsaufnahme 
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gez. Leitke 
Geschäftsführer 

 

aus eigenen Mitteln (ggf. in drei Raten) aufgebracht werden kön-
nen, so ist das oben beschriebene Verfahren zur Ausstellung ei-
ner Mietkostenübernahme anzuwenden. 


